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Zweites Gesetz 

zur Änderung von Vorschriften der Kindergeldgesetze. 

Vom 16. März 1959. 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes¬ 
rates das folgend g Gesetz beschlossen: 

A r t i k e 1 I 

Änderuiig des KIndergeldgesetxes 

Das Kinderge 1 dgescI;z voin 13. Novornber 1954 
(Bundesgesetzbl. IS. 333), zuletzt geändert durch 
das Gesetz zur Änderung und Ergänzung von Vor¬ 
schriften der Kindergeldgesotzo vom 27. Juli 1957 
(Bundesgesetzbl. I S, 1061), wird wie folgt geändert: 

1. In § 3 Abs. 2 Nr. 7 wird der nach dem Wort 
„Rentenversicherungen" folgende Satzteil ge¬ 
strichen. 

2. In § 3 wird folgender neuer Absatz 3 eingefügt: 

„(3) Absatz 2 Nr. 2 und Nr.fi Buchstabe b fin¬ 
det keine Anwendung während der Zeit, für die 
dem Arbeitnehmer im Falle der Arbeitsunfähig¬ 
keit gegen seinen Arbeitgeber (Dienstherrn) we¬ 
der ein Anspruch auf ICinderzuschlag noch auf 
Krankenbezüge, die mindestens den alIgeineinen 
tariflichen Bestimmungen des Bundes oder der 
Länder entsprechen, noch auf Zuschuß zu den 
Leistungen aus der gesetzlichen Kranken- oder 
Unfall Versicherung nach dem Gesetz zur Ver¬ 
besserung der wirtschaftlichen Sicherung der 
A rbei lor iin K ra nkhei Ls Falle vom 26. J uni 1957 
(Bundesgesetzbl. I S. 649) zusteht. 


Absatz 2 Nr. 7 findet keine Anwendung, wenn 
der Kindcrzuschnß aus den gesetzlichen Ren¬ 
tenversicherungen 90 vom Hundert des Kinder¬ 
geldes nach § 4 Abs. 1 nicht erreicht; in diesen 
Fällen wird Kindergeld nur in Höhe des Unter¬ 
schiedsbetrages zwischen dem Kinderzuschuß und 
dem Kindergeld nach §4 Abs. 1 gewährt." 

Absatz 3 wird Absatz 4, 

3. In § 4 Abs. 1 wird die Zahl „30" durch die Zahl 
„40" ersetzt. 

4. In § 11 wird 

a) in Absatz 1 Satz 3 die Zahl „4800" durch die 

’7 .v,i ennrv" 

b) in Absatz 2 Satz 3 die Zahl „10" durch die 
Zahl „12" 

ersetzt. 


Artikel 2 

Änderung des Kinöetgeldanpassimgsgesetzes 

Das Kindergeldanpassungsgesetz vom 7. Januar 
[955 (Bundesgesetzbl. I S. 17), zuletzt geändert 
lurch das Gesetz zur Änderung und Ergänzung von 
Forschriften der Kindergeldgesetze vom 27. Juli 
[957 (Bundesgesetzbl. I S. 1061), wird wie folgt 
jeändert: 
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1. § 4 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

lf (l) Für die Höhe des Kindergeldes gilt § 4 

Abs. 1 des Kindergeldgesetzes." 

2. § 6 Abs. 2 Nr. 2 erhält folgende Fassung: 

„2. die Kinderzulage aus der gesetzlichen Un¬ 
fallversicherung oder der Kinderzuschuß aus 
den gesetzlichen Rentenversicherungen für 
das dritte und jedes weitere Kind bis zur 
Höhe des Kindergeldes nach dem Kinder¬ 
gel dgesetz. Wird für dasselbe Kind ein Fa¬ 
rn ilienzuschlag gewährt, so gilt nur der die¬ 
sen Zuschlag übersteigende Teil dieses Be¬ 
trages nicht als eigene Mittel oder als Ein¬ 
kommen." 

3. § 11 wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 1 werden hinter den Worten „gesetz¬ 
lichen Rentenversicherungen" und in Satz 2 
hinter den Worten „gesetzlichen Unfallver¬ 
sicherung" folgende Worte eingefügt: 

„ , soweit sie für das dritte und jedes wei¬ 
tere Kind das Kindergeld nach dem Kinder¬ 
geld gesetz nicht übersteigen,". 

b) In Satz 1 werden die Worte „ , soweit sie 
30 Deutsche Mark monatlich für das dritte 
und jedes weitere Kind nicht übersteigen" 
und in Satz 2 die Worte „unter der glei¬ 
chen Voraussetzung" gestrichen. 


Artikel 3 


Änderung des Kinrlcrgoldergänzung.sgesetzes 


Das Kindergoldergänzungsgesetz vom 23. Dezem¬ 
ber 1955 (Bundcsgesetzbl. I S. 841), zuletzt geändert 
durch das Gesetz zur Änderung und Ergänzung von 


Vor sch rillen der Kind erg oklge setze vom 27. Juli 
1957 (Bundcsgesetzbl. I S. 1061), wird wüc folgt ge¬ 


ändert: 


1. §2 Abs. 1 Satz 2 erhält folgende Fassung: 

„§ 3 Abs. 3 und 4 des Kindergeldgesetzes ist 
entsprech end anzuwend en." 

2. § 3 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 Nr. 3 erhält folgende Fassung: 

„3. für alle übrigen Personen die Familien¬ 
ausgleichskasse des nordwestdeutschen 
Baugewerbes in Hannover." 

b) In Absatz 2 werden die Worte am Satzende 
„eines Trägers nach Absatz 1 Nr. 3" durch 
die Worte „des Trägers nach Absatz 1 Nr. 3" 
ersetzt. 


Artikel 4 

Änderung des Unfallzulagengesetzes 

In § 6 Abs. 7 Satz 1 des Gesetzes über Zulagen 
und Mindestleistungen in der gesetzlichen Unfall¬ 
versicherung und zur Überleitung des Unfallver- 
sidierungsrecht.es im Lande Berlin vom 29. April 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 253), zuletzt geändert 
durch das Gesetz zur Änderung und Ergänzung von 
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Vorschriften der Kindergeldgesetze vom 27. Juli 
1957 (Bundesgesetzbl. IS. 1061), wird jeweils das 
Wort „dreißig" durch das Wort „vierzig" ersetzt. 


Artikel 5 

Änderung des Bundesversorgungsgesetzes 

Das Bundesversorgungsgesetz in der Fassung 
vom 6. Juni 1956 (Bundesgesetzbl. I S. 469) unter 
Berücksichtigung des Änderungsgesetzes vom 
1. Juli 1957 (Bundesgesetzbl. I S. 661) und des Ge¬ 
setzes zur Änderung und Ergänzung von Vorschrif¬ 
ten der Kindergeldgesetze vorn 27. Juli 1957 (Bun- 
desgesetzbk I S. 1061) wird wie folgt geändert: 

1. In §34a Abs, 1 werden die Worte „von mo¬ 
natlich 30 Deutschen Mark" ersetzt durch die 
Worte „in Höhe des Kindergeldes nach dem 
Kindergeldgesetz 11 . 

2. In §41a Abs. 1 w r erden die Worte „von mo¬ 
natlich 30 Deutschen Mark" ersetzt durch die 
Worte „in Höhe des Kindergeldes nach dem 
Kindergcldgesetz 

Artikel 6 

Geltung im Land Berlin 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Ahs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch int Land Berlin. 

Artikel 7 
Geltung im Saarland 
Dieses Gesetz gilt nicht im Saarland. 


Artikel 8 
Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am 1. März 1959 in Kraft. 


Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet. 

Bonn, den 16. März 1959. 

Der Bundespräsident 
Theodor Heuss 

Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Ludwig Erhard 

Der Bundes minister für Arbeit 
und Sozialordnung 
Blank 

Der Bundesminister der Finanzen 

Etzel 

Der Bundesminister für Familien- 
und Jugendfragen 
Dr. Wuermeling 
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Bekanntmachung 

über den Schutz von Erfindungen, Mustern und Warenzeichen 

auf Ausstellungen. 

Vom II. März 1959. 


Auf Grund des Gesetzes vom 18. März 1904 be¬ 
treffend den Schutz von Erfindungen, Mustern und 
Warenzeichen auf Ausstellungen (Reichsgesetzbl. 

S. 141) in Verbindung mit Artikel 129 Abs. 1 des 
Grundgesetzes für die Bundesrepublik Deutschland 
wird bekanntgemacht; 

Der durch das Gesetz vom 18. März 1904 vor¬ 
gesehene Schutz von Erfindungen, Mustern und 
Warenzeichen tritt, ein für 

1. die in der Zeit vom 30. März bis 4. April 1959 
in München stattfindende „Fachausstellung an¬ 
läßlich der 76. Tagung der Deutschen Gesell¬ 
schaft für Chirurgie"; 

2. die in der Zeit vom 5. bis 9. April 1959 in 
Wiesbaden stattfindende „Fachausstellung an¬ 
läßlich dos Kongresses der Deutschen Gesell¬ 
schaft für innere Medizin"; 

3. die in der Zeit vom 30, April, bis 10. Mai 1959 
in Friodricbshafen stattfindende „Internatio¬ 
nale Bodensee-Messc"; 

4. die in der Zeit vom 20. bis 24. Mai 1959 in 
Berlin st.attfindondo „Pharmazeutische und 
medizinisch-toclrnisehe Ausstellung anläßlich 
des 8. Deutschen Kongresses für ärztliche 
Fortbildung"; 

5. die in der Zeit vom 25. bis 31. Mai 1959 in 
Frankfurt a. M. stall fi ndende „XIV. In ternatio¬ 
nale Dental- Schau"; 

6. die in der Zeit vom 27. Mai bis 7. Juni 1959 in 
München staUfindende „11. Deutsche Hand¬ 
werksmesse mit internationaler Beteiligung"; 

Bonn, den 11. März 1959. 


7. die am 31. Mai und 1. Juni 1959 in Hannover 
stattfindende „Fachausstellung für Friseur¬ 
bedarf und Körperpflege — Kosmetik"; 

8. die in der Zeit vom 3. bis 6. Juni 1959 in 
Wiesbaden stattfindende „Fachausstellung für 
Anstaltsbedarf 1959"; 

9. die in der Zeit vom 21. bis 23. Juni 1959 in 
Wiesbaden stattfindende „15. Internationale 
Sportartikel-Fachmesse Wiesbaden"; 

10. die in der Zeit vom 28. Juni bis 5. Juli 1959 
in Frankfurt a. M.. stattfindende „Fleischer- 
Fachausstellung" ; 

11. die in der Zeit vom 14. bis 23. August 1959 in 
Frankfurt a. M. stattfindende „Deutsche Rund¬ 
funk-, Fernseh- und Phonoaussteliung"; 

12. die in der Zeit vom 29. August bis 6. Sep¬ 
tember 1959 in Düsseldorf stattfindende 
„10. Deutsche Bundesfachschau für das Hotel- 
und Gaststättengewerbe"; 

13. die in der Zeit vom 30. August bis 3. Sep¬ 
tember 1959 in Frankfurt a. M. stattfindende 
„Internationale Frankfurter Messe"; 

14. die in der Zeit vom 16. bis 20. September 1959 
in Darmstadt stattfindende „5, DIDACTA 
Europäische Lehrmittelmesse"; 

15. die in der Zeit vom 17. bis 25. Oktober 1959 in 
Düsseldorf stattfindende Ausstellung „Kunst¬ 
stoffe 1959 — Internationale Fachmesse der 
Industrie". 


Der Bundes minister der Justiz 

Sehäffer 


Druckfelilerberichtigimg 

Im Artikel III des Gesetzes zur Änderung und Er¬ 
gänzung kostenrechtlicher Vorschriften vom 26. Juli 
1957 (Bundesgesetzbl. I S. 861) muß es in § 25 Abs. 2 
sechste Zeile des Gesetzes über Kosten der Gerichts¬ 
vollzieher Seite 891 statt „Vollstreckungsverhand¬ 
lung" richtig „Vollstreckungshandlung" lauten. 
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